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Konsultationen mit den europäischen zivilgesellschaftlichen Organisationen
Im Juni 2025 demonstrierten Hunderttausende in 
europäischen Hauptstädten, darunter mehr als 
110.000 in Brüssel und über 150.000 in Den Haag, 
und forderten ein Ende der israelischen Militärope-
rationen im Gazastreifen, Rechenschaftspflicht für 
Verstöße gegen das Völkerrecht sowie konkrete 
Maßnahmen wie Waffenembargos und die Ausset-
zung der Präferenzregelungen der EU gegenüber Is-
rael. Studierendencamps, Streiks und von Professo-
ren organisierte Aktionen breiteten sich während 
des Jahrs 2025 an europäischen Universitäten aus – 
darunter koordinierte Camps und Besetzungen in 
den Niederlanden, die Transparenz bei institutionel-
len Verbindungen und den Rückzug aus Investitio-
nen in Unternehmen forderten, die mit dem israeli-
schen Militär in Verbindung stehen.
Gleichzeitig starteten europäische zivilgesellschaft-
liche Organisationen gemeinsame Kampagnen mit 
rechtspolitischer Zielrichtung, in denen sie die EU-
Institutionen dazu aufforderten, sich an das Völker-
recht zu halten und den Handel sowie geschäftliche 
Beziehungen mit israelischen Siedlungen in den be-

setzten palästinensischen Gebieten zu verbieten. 
Dazu gehörten im Februar 2025 breit angelegte Ko-
alitionen, die von Menschenrechtsorganisationen 
und Gewerkschaften koordiniert wurden.
Mehrere europäische Regierungen haben Maßnah-
men zur Rüstungskontrolle ergriffen, die mit den in 
dem Gutachten des Internationalen Gerichtshofs 
und in ES 10/24 hervorgehobenen Verpflichtungen 
im Einklang stehen. Spanien hat ein umfassendes 
Waffenembargo gesetzlich verankert und dabei 
auch den Transit von Treibstoff sowie Importe aus 
den Siedlungen verboten. Das Vereinigte König-
reich hat rund 30 Ausfuhrgenehmigungen für Güter 
ausgesetzt, bei denen die Gefahr eines Missbrauchs 
bei Operationen im Gazastreifen besteht, woraufhin
parlamentarische und analytische Folgemaßnahmen
ergriffen wurden. In den Niederlanden ordnete ein 
Berufungsgericht im Februar 2024 die Einstellung 
von Lieferungen von Kampfflugzeugteilen an Israel
an, während der Oberste Gerichtshof später eine 
ministerielle Neubewertung verlangte; die Ausset-
zung blieb bis zur Überprüfung in Kraft. Die wallo-
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nische Region Belgiens setzte Munitionsexportli-
zenzen aus und ergriff Maßnahmen, um jeglichen 
Waffentransit nach Israel über Wallonien zu verbie-
ten, wobei sie sich auf die Anordnungen des IGH 
und humanitäre Bedenken berief. Italien blockierte 
nach dem 7. Oktober 2023 alle neuen Waffengeneh-
migungen für Israel, wobei frühere Genehmigungen
einer Einzelfallprüfung unterzogen wurden. Parallel
zu diesen staatlichen Maßnahmen haben Rechtsex-
perten und EU-bezogene politische Studien die sich
aus dem Gutachten des IGH ergebenden Verpflich-
tungen der EU präzisiert – darunter den Verzicht 

auf Handel oder Investitionen, die die Besatzung 
zementieren, – und auf eine institutionelle Anglei-
chung gedrängt.
Vor dem aktuellen Hintergrund werden die Konsul-
tationen dazu beitragen, die Forderung zu unter-
mauern, dass die EU als proaktiver Garant des Völ-
kerrechts auftreten und ihre diplomatischen, wirt-
schaftlichen und politischen Instrumente nutzen 
muss, um die Einhaltung der Vorschriften durchzu-
setzen, die Menschenrechte zu wahren und einen 
glaubwürdigen, gerechten und nachhaltigen Weg 
zum Frieden zu unterstützen.

Demonstration in Paris gegen den Völkermord im Gazastreifen. Quelle: 2025, Anews.

Dr. Shir Hever
Die Zivilgesellschaft muss sich gemeinsam für Palästina

einsetzen
Am 6. Mai sprach Shir Hever, Geschäftsführer von BIP, im Namen von BIP auf dem Symposium zur
Rolle der Zivilgesellschaft, das vom UN-Ausschuss für die unveräußerlichen Rechte des 
palästinensischen Volkes in Brüssel organisiert wurde. Nachfolgend finden Sie  hier seinen Vortrag:

Exzellenzen, verehrte Gäste, liebe Kolleginnen und 
Kollegen. 
Ich danke Ihnen für die Einladung und die Gelegen-
heit, hier sprechen zu dürfen.

Avi Bluth, Chef des israelischen Zentralkomman-
dos, sagte: „Es ist ein Wunder, dass die Palästinen-
ser dem jüdischen Terror gegenüber gleichgültig 
sind“, und fügte hinzu: „Wir töten so, wie wir seit 
1967 nicht mehr getötet haben.“ Dies wurde in den 

Medien berichtet, und vielleicht haben Sie davon 
gehört, aber ich möchte die korrekte Übersetzung 
aus dem Hebräischen klarstellen. Bluth sagte, dass 
die Palästinenser den an ihnen begangenen Gräuel-
taten gegenüber „gleichgültig“ seien. Ich bin mir si-
cher, dass hier niemand glaubt, dass eine Familie 
gegenüber Gewalt gleichgültig sein kann – gegen-
über der Tötung und Verletzung von Familienmit-
gliedern, der Zerstörung von Häusern, dem Raub 
von Land und Eigentum.
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Die Tatsache, dass das israelische Militär glaubt, 
die Palästinenser seien gleichgültig, ist eine Bot-
schaft an uns: Wir haben unsere Pflicht, die Aggres-
sion zu stoppen und die Bevölkerung zu schützen, 
nicht erfüllt. Es ist uns nicht gelungen, der Straffrei-
heit Israels ein Ende zu setzen.

Da ich hier in Brüssel, dem Sitz der Europäischen 
Union, spreche, halte ich es für wichtig, darauf hin-
zuweisen, dass die Zivilgesellschaft von unseren 
Staats- und Regierungschefs enttäuscht ist. Amnes-
ty International, eine der wichtigsten zivilgesell-
schaftlichen Organisationen, bezeichnete die Euro-
päische Union vor zwei Wochen in Luxemburg als 
„Anführer der Feiglinge“.

Ich möchte nun auf den Titel dieser Podiumsdiskus-
sion eingehen: „Individuelle Best Practices“ (Be-
währte Verfahren auf individueller Ebene) – ein Ti-
tel, der meiner Meinung nach kritisch hinterfragt 
werden muss. Er hat eine doppelte Bedeutung: Sind
die Akteure Einzelpersonen, von denen erwartet 
wird, dass sie Best Practices umsetzen, oder werden
Handlungen in einzelne Schritte zerlegt, die selbst 
Best Practices sein sollten?

Ich lehne beide Interpretationen ab. Akteure müssen
gemeinsam handeln, nicht als Einzelpersonen. Maß-
nahmen müssen als Teil einer umfassenden Strate-
gie ergriffen werden, nicht als eine Reihe isolierter 
Handlungen.

Die Verantwortung zum Handeln liegt in der Tat 
beim Einzelnen. Jeder von uns muss sich fragen: 
Was kann ich tun? Wie kann ich mir selbst in den 
Spiegel schauen oder meinen Kindern erklären, was
ich getan habe, um einen Völkermord zu verhin-
dern? Wir können uns der Verantwortung nicht ent-
ziehen, indem wir sie auf die Organisation abwäl-
zen, für die wir arbeiten.

Aber handeln bedeutet, wirksam zu handeln – nicht,
um unser Gewissen zu beruhigen, sondern um alles 
in unserer Macht Stehende zu tun, um die Gräuelta-
ten zu stoppen, israelische Verbrecher zur Rechen-
schaft zu ziehen und die Rechte der Palästinenser 
vor ethnischer Säuberung, Apartheid, Besatzung 
und Völkermord zu schützen.

Die Zivilgesellschaft ist ein Kollektiv, das unsere 
Bemühungen effektiv bündeln und Ergebnisse er-
zielen kann. Wir handeln gemeinsam, um die Um-
setzung des Völkerrechts, der Menschenwürde und 
der Anständigkeit einzufordern – um uns gegen Is-
raels rassistische Politik und Europas rassistische 
Komplizenschaft mit dieser Politik zu stellen.

Was ist die beste Vorgehensweise? Kollektives 
Handeln ist die beste Vorgehensweise.

Kollektives Handeln ist nicht nur im Sinne der Ak-
teure kollektiv, sondern auch in dem Sinne, dass es 
Teil einer umfassenden Strategie ist. Wir alle haben 
eine Rolle zu spielen. 
Um die illegalen und unmoralischen Waffenliefe-
rungen nach Israel zu stoppen, müssen Gewerk-
schaften in Häfen und Flughäfen handeln – und Ha-
fenarbeiter     haben immer wieder gezeigt, dass sie 
sich wehren und sich weigern, illegale Anweisun-
gen zu befolgen. 
An den Universitäten haben wir gesehen, wie Stu-
dierende und Lehrende Maßnahmen ergriffen ha-
ben, um die Beziehungen zur israelischen Wissen-
schaft abzubrechen – als wirksames Druckmittel, 
um europäische Universitäten vor Komplizenschaft 
zu schützen und ethische Richtlinien aufrechtzuer-
halten. 
Finanzinstitute – und hier möchte ich jede Organi-
sation mit einem Stiftungsvermögen einschließen, 
das Investitionen tätigen kann, wie beispielsweise
Kirchen – müssen Maßnahmen ergreifen, um sich 
von Unternehmen  zurückzuziehen  , die die Besat-
zung, die Apartheid und den Völkermord durch Is-
rael ermöglichen.

Zusammen entfalten diese Maßnahmen eine enorme
und wirkungsvolle Kraft. Israel befindet sich in ei-
ner Wirtschaftskrise     von beispiellosem Ausmaß – 
einer Krise, die es mit verschiedenen Mitteln zu 
verschleiern versucht –, weil ihm die für die Bege-
hung dieser Verbrechen notwendigen Ressourcen 
ausgehen und weil Hunderttausende     Israelis das 
Land verlassen, da sie keine Zukunft für sich in Is-
rael sehen. Angesichts anhaltender globaler gemein-
samer Maßnahmen ist es Israel unmöglich, weiter-
hin gegen das Völkerrecht zu verstoßen.
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Die Zivilgesellschaft nimmt in verschiedenen Tei-
len der Welt unterschiedliche Formen an. Hier im 
Westen entstand die Zivilgesellschaft mit dem Ziel, 
die politische Führung gegenüber der Öffentlichkeit
zur Rechenschaft zu ziehen – um sicherzustellen, 
dass die Bevölkerung nicht ignoriert wird. Ihr wisst 
alle, dass die öffentliche Meinung, selbst in Europa,
überwiegend gegen Waffenlieferungen an Israel, 
gegen das Assoziierungsabkommen mit Israel und 
gegen die Straffreiheit israelischer Soldaten ist, die 
in Europa Urlaub machen und dann zurückkehren, 
um Kinder in Gaza zu töten. Umfragen zeigen dies. 
Straßenproteste zeigen dies. Mehr als eine Million 
Unterschriften     für die Europäische Bürgerinitiative 
zur Aussetzung des Assoziierungsabkommens zei-
gen dies. Und doch haben die europäischen Regie-
rungen bisher nicht darauf gehört.

Wie Seine Exzellenz Riad Mansour feststellte, haben
wir die Macht. Die Zivilgesellschaft hat die Macht – 
aber gegen wen richtet sie sich? Wir können Panzer, 
Artillerie und Kampfflugzeuge nicht aufhalten. 
Wir haben Macht über unsere eigenen Regierungen, 
und genau so sind wir verpflichtet, sie einzusetzen. 
Es liegt in unserer individuellen Verantwortung, ge-
meinsam in zivilgesellschaftlichen Organisationen 
zu handeln, um unsere Regierungen dazu zu bewe-
gen, Sanktionen gegen Israel zu verhängen.

Ich möchte noch etwas zum Problem der sogenann-
ten „individuellen Best Practices“ sagen. Es erinnert
an die Logik verantwortlichen Verhaltens. Die Ver-
antwortlichkeit („responsibility of conduct“) ist ein 
Rechtsbegriff, der von europäischen Akteuren miss-
braucht wurde, um Maßnahmen zu vermeiden – mit
dem Ergebnis, dass das Völkerrecht systematisch 
verletzt wurde.

Politiker in Europa behaupten nämlich, sie seien 
nicht in der Lage, Europas Mitschuld am Völker-
mord zu beenden, da ihre Verhaltenspflicht sich nur 
auf das von ihnen bekleidete Amt beziehe. In mei-
ner Arbeit für die BDS-Bewegung habe ich gese-
hen, wie verschiedene europäische Gerichte dieses 
Konzept missbrauchen. Als Anwälte rechtliche 
Schritte einleiteten, um Waffenlieferungen an Israel 
zu stoppen, erklärten die Gerichte, sie würden nur 
entscheiden, wenn nachgewiesen würde, dass euro-

päische Regierungen ihre Verhaltenspflicht verletzt 
hätten. Anstatt eine allgemeine Anordnung zu erlas-
sen, um den Versand von Waffen und Gütern mit 
doppeltem Verwendungszweck nach Israel zu stop-
pen, verlangten diese Gerichte den Nachweis, dass 
eine bestimmte Waffe aus einem bestimmten Land 
an einem bestimmten Ort in Gaza zu einer be-
stimmten Zeit gegen bestimmte Personen eingesetzt
wurde.

Israel weiß das und macht sich dies zunutze. Eine 
Organisation – die ich hier nicht namentlich nennen
möchte – strebte ein Urteil zum Verbot von Waffen-
exporten nach Israel an und fand einen Palästinen-
ser in Gaza, der bereit war, auszusagen und über 
den konkreten Einsatz einer Waffe zu einem be-
stimmten Zeitpunkt und an einem bestimmten Ort 
zu berichten. Israel ermordete die Familie dieses 
Zeugen, um andere davon abzuschrecken, auf diese 
Weise vor Gericht auszusagen.

Die Verantwortung eines Gerichts muss aber darin 
bestehen, zum Schutz des Völkerrechts zu handeln 
– nicht nur innerhalb der engen Grenzen der Verant-
wortlichkeit.

Das extremste Beispiel dafür, wie dieses Konzept 
missbraucht wird, um Völkermord zu ermöglichen 
und zu begehen, sind die israelischen Soldaten, die 
KI-Systeme – die bekannten Systeme „Lavender“, 
„Gospel“, „Where’s Daddy“ und andere – einset-
zen, um Rechtfertigungen für Angriffe auf be-
stimmte Ziele zu generieren. Israelische Soldaten 
sagten     aus, sie seien überzeugt gewesen, dass ihre 
Ziele legitim waren, und dass sie ihrer Verhaltens-
pflicht bei der Anwendung tödlicher Gewalt gemäß 
den Regeln des Krieges nachgekommen seien. An-
gesichts der mehr als 20.000 Kinder, die in Gaza 
von diesen Soldaten getötet wurden, können wir ge-
nau erkennen, was diese Verantwortlichkeit wert ist,
wenn wir die Augen vor dem Gesamtbild verschlie-
ßen und uns nur auf den einzelnen Akteur und die 
einzelne Handlung konzentrieren.
Vielen Dank.
https://bip-jetzt.de/2026/05/18/bip-aktuell-396-die-
zivilgesellschaft-muss-sich-gemeinsam-fuer-palaes-
tina-einsetzen/ 
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